Arbeitsgruppe 2: Motivation und Kompetenz der Lehrkräfte                  24.  Juli 2000

I .Reformvorschläge zur Lehrerbildung

Schule und Lehrer werden herausgefordert durch

-
bedeutsame gesellschaftliche Entwicklungen, z.B. Veränderungen in Familien und bei Kindern; Wertewandel,

-
aktuelle Entwicklungen in der Arbeitswelt und der Kultur,

-
neuere, tragfähige Ergebnisse der Erziehungswissenschaften, Fachwissenschaften und Fachdidaktiken.

Daraus haben sich wichtige Veränderungen des Bildungswesens ergeben, die nicht ohne Auswirkungen auf die Lehrerausbildung und Fortbildung bleiben können.

Neue erziehungswissenschaftliche Erkenntnisse in den o.g. Bereichen müssen daher im Lehramtsstudium vermittelt werden. Selbstverständlich müssen Lehrkräfte diese Probleme zur Kenntnis nehmen und lernen, mit ihnen umzugehen, allein schon deshalb, weil sie mit diesen im Schulalltag laufend konfrontiert werden. Dabei wäre die Schule allerdings überfordert, wenn man sich von ihr die Lösung der Probleme, die sich aus der gesellschaftlichen Entwicklung ergeben, erwarten würde. 

Ebenso wichtig ist es, dass neue Unterrichtsformen und -methoden in der Lehrerausbildung berücksichtigt werden und aktuelle Forschungsergebnisse in die fachwissenschaftliche Ausbildung einbezogen werden.

Reformvorschläge im Einzelnen:
I. 1.
Leitidee
Ziel der Lehrerbildung ist eine fachlich und pädagogisch-psychologisch kompetente und von den persönlichen Eigenschaften her geeignete Lehrkraft für die Schüler der jeweilige Schulart. Eine entsprechende Leitidee, welche die Aspekte Professionalität und Berufsethos verstärkt , muss bei den Lehrkräften und in der Öffentlichkeit in der Diskussion bleiben. Grundaussagen des Leitbilds müssen Maßgabe für notwendige Veränderungen auch der rechtlichen Bestimmungen zur Lehrerbildung sein.

Die Auseinandersetzung mit einer solchen Leitidee ist sowohl Aufgabe der ers-ten als auch der zweiten Phase der Lehrerbildung.

I. 2.
Praktika

Eine erhebliche Kompetenz- und Motivationssteigerung der zukünftigen Lehrerschaft kann durch eine  bessere Orientierung zu Studienbeginn  und mehr Verzahnung von Theorie und Praxis während des Studiums erreicht werden. 

Einzelheiten der Praktika und der Ausbildung und Aufgaben der Praktikumslehrer sind in schulartengemäß in Handreichungen des ISB zu entwickeln.

2.1   In der Oberstufe der Gymnasien und in der Berufsoberschule sind, über den da​zu auch geeigneten Unterricht (auch: Bedeutung der Lehrerpersönlichkeit, Präsentorik und Rhetorik) hinaus, die fachlichen, pädagogisch-psycho​lo​gi​schen und persönlichen Voraussetzungen für den Lehrerberuf besser zu informieren.  

2.2
Vor Beginn des Studiums ist von jedem Studierenden ein  zweiwöchiges Orientierungspraktikum  abzuleisten. Es soll den Studierenden erste Einsichten darüber vermitteln, ob sie für den Lehrerberuf geeignet sind; dabei werden sie mit geeigneten Beratungsinstrumenten (u.a. Tests) unterstützt. Es findet an einer Schule der für das gewählte Lehramtsstudium wichtigen Schulart, aber nicht an der früher selbst besuchten Schule statt. Es dient damit auch dem Kennenlernen der betreffenden Schulart. Die Studierenden werden von Praktikumslehrern betreut und beraten, die dazu speziell fortgebildet werden.

2.3
Spätestens nach dem zweiten Semester wird ein Schulpraktikum, das mindestens 4 Wochen umfasst, als Gruppenpraktikum im Block durchgeführt. Die Studierenden werden während des Praktikums mit den verschiedenen Aufgaben eines Lehrers und mit der Realität der Schule vertraut gemacht. Sie sollen von Anfang an eigene Unterrichtserfahrungen gewinnen und mehrere Unterrichtsversuche durchführen. Sie werden  von Praktikumslehrern betreut . Dieses Schulpraktikum soll auch die Herausforderungen des Lehrerberufs und die Belastungen der Berufsarbeit spürbar machen und damit eine Überprüfung des Berufswunsches zu einem Zeitpunkt ermöglichen, zu dem eine Korrektur der Berufsentscheidung noch problemlos möglich ist.

Bei diesem Blockpraktikum handelt es sich nicht um eine vorweggenommene zweite Phase der Lehrerbildung, es geht vielmehr darum, dass die Studierenden an Praxisbeispielen erkennen, welchen Stellenwert das Studium der Erziehungswissenschaften, der Fachdidaktik und der Fachwissenschaften hat. Das Praktikum ist durch die Universität unter Mitwirkung von Praktikumslehrern vor- und nachzubereiten bzw. zu begleiten.

2.4
Beim fachdidaktischen Praktikum soll ebenfalls eine Umstellung auf eine blockweise Ablegung ermöglicht werden, die von einer Bezugsveranstaltung der Hochschule unterstützt wird. Es muss sichergestellt werden, dass jedes der zu studierenden Fächer im fachdidaktischen Praktikum berücksichtigt wird.

2.5 Ebenso absolvieren alle Studierenden für ein Lehramt ein für den späteren Lehrberuf relevantes vierwöchiges Betriebspraktikum., das auch Betriebe im Sozialbereich erfasst.

I. 3.
Fachwissenschaften

3.1
Lebenslanges Lernen setzt im Studium grundgelegte wissenschaftliche Haltung und dort erworbenes Strukturwissen zwingend voraus. Auch fortschreitende Differenzierungsprozesse innerhalb der Fachwissenschaften einschließlich der Fachdidaktik lassen keine Abstriche am Umfang und wissenschaftlichen Niveau der Ausbildung zu. 

3.2
Das Studium der Erziehungswissenschaften und der Unterrichtsfächer bildet für alle Lehrämter die Basis für die nachfolgenden Teile der Lehrerbildung und die berufliche Tätigkeit. Es ist wichtig, dass angesichts der steigenden Herausforderungen im Beruf die Verbindung zu den studierten wissenschaftlichen Disziplinen erhalten bleibt.

3.3
Die Fachdidaktiken sind auf gleichmäßig hohem Niveau in Lehre, Forschung und Prüfungen stärker zu berücksichtigen (insbesondere im vertieften Studium).
Die Fachdidaktiker sind aufgefordert, im Rahmen ihrer Tätigkeit auch an den Schulen zu unterrichten. Insbesondere die Forschungssemester sind für das Sammeln von schulischen Erfahrungen zu nutzen.

3.4 Die für den modernen Unterricht erforderliche Vielfalt der Lehr- und Lernverfahren hat auf einer veränderten Lehr- und Lernpraxis der Universität zu basieren, zumal diese neben den eigenen Schulerfahrungen nachweislich die subjektiven Vorstellungen der Lehramtsstudierenden zum optimalen Lehr- und Lernverhalten bestimmt.

I. 4. Erziehungswissenschaften

4.1
Der konkrete Bedarf der einzelnen Schularten in den Erziehungswissenschaften (Pädagogik, Psychologie) ist über grundlegendes Strukturwissen hinaus in Lehre, Forschung und Prüfungen stärker zu berücksichtigen.

4.2
Innerhalb der Erziehungswissenschaften sind die Grundlagen neuer Lehr- und Lernverfahren verstärkt und widerspruchsfrei gegenüber der eigenen Praxis zu vermitteln.

4.3
Die Kompetenz einer verbesserten Diagnostik und eines professionelleren Umgangs mit Leistungserhebungen (Trennen von Lern- und Leistungssituationen) sowie die soziale und personale Kompetenz ist nach den Bedürfnissen der jeweiligen Schularten angemessen zu vermitteln. Dazu gehört auch das Training wichtiger Standardsituationen.

4.4 Die Ausbildung der Lehrkräfte ist primär darauf auszurichten, dass sie in die Lage versetzt werden, die für die jeweilige Schulart normal begabten Schülerinnen und Schüler optimal zu fördern. Darüber hinaus sind alle Lehrkräfte zu befähigen, in angemessener Weise differenziert auf die besonderen Probleme sowohl der Lern- und Leistungsstörungen als auch der besonders hohen Leistungsmöglichkeiten der Schülerinnen und Schüler einzugehen.

I. 5.
Koordinierungsgremium
Für jedes Lehramt wird ein schulartspezifisches Koordinierungsgremium zur Innovierung, Effektivierung und Verzahnung der Lehrerbildung der verschiedenen Phasen von staatlicher Seite unter Beteiligung von Vertretern der Universitäten eingerichtet. Dessen Gestaltungsraum und Wirksamkeit ist zur effektiven Durchführung der Studienordnungen (Einbeziehen der Evaluationsberichte) rechtlich sicherzustellen.

I. 6.
Studienort und Studiendauer
Das Studium für alle Lehrämter findet an Universitäten bzw. Kunsthochschulen statt. 

Es ist zu prüfen, ob nicht mittelfristig für alle Lehrämter die Regelstudienzeiten jeweils um ein Semester erhöht werden sollten, um die dringend notwendig erscheinende Verstärkung der Erziehungswissenschaften und der Fachdidaktiken zu ermöglichen, ohne gleichzeitig andere wichtige Studienbestandteile (insbesondere die fachwissenschaftlichen beim Lehramt an Gymnasien) kürzen zu müssen.

I. 7.
Zweite Phase

7.1
Innerhalb der bestehenden, umfassenden Ausbildungskataloge für die verschiedenen Schularten sind folgende 6 Themen an Stelle historisierender, zu sehr verallgemeinernder Bereiche auszuweiten:

-
neue Lehr- und Lernverfahren und deren Umsetzung

-
Unterrichtsevaluation, diagnostische, soziale und personale Kompetenz

-
Medienkompetenz, insbesondere bezüglich Informations- und Kommunika-
tionstechnologien

-
Schulentwicklungsprozesse

· Gesprächsführung und Elternarbeit

· Berufsethos

7.2
Als Seminarlehrer/Seminarrektoren kommen nur Lehrkräfte mit einer erfolgreichen und vorbildlichen eigenen Unterrichtspraxis in Frage. Sie müssen sich vor Bewerbung und Ernennung nicht nur in der Didaktik ihrer Unterrichtsfächer, sondern auch in den Erziehungswissenschaften, hinreichend in Theorie und Praxis ausgewiesen haben. Sie müssen zudem über nachweisbare Kompetenzen im Bereich der Personalführung und Erwachsenendidaktik verfügen und sich eigenständig fortbilden.

7.3
Die erziehungswissenschaftlichen sowie fachdidaktischen Inhalte müssen zwischen erster und zweiter Phase der Lehrerbildung stärker und regelmäßig abgestimmt werden.

I. 8.
Verleihung eines Grades

Mit der Ersten Staatsprüfung ist ein staatlicher Grad zu verleihen, mit der Zweiten Staatsprüfung eine Berufsbezeichnung:


Folgende neue, staatliche Grade werden vorgeschlagen:



Magister des Lehramts an Grundschulen – Mag. GS



Magister des Lehramts an Hauptschulen – Mag. HS



Magister des Lehramts an Realschulen – Mag. RS



Magister des Lehramts an Gymnasien – Mag. GY



Magister des Lehramts an beruflichen Schulen – Mag. BS



Magister des Lehramts an Sonderschulen – Mag. SO


Als Berufsbezeichnungen kommt die Ausweitung der Bezeichnung „Lehramtsassessor/in“ für weitere Lehrämter als bisher in Betracht.


Auf Antrag erhält der Prüfungsteilnehmer auch eine Beschreibung der erworbenen Qualifikation.

I. 9.
Feldforschung
Eine schulartspezifische Schul- und (Lehrer-)Berufsforschung ist zu verstärken, um der Lehrerbildung Rückmeldungen und Aktualisierungsimpulse zu geben.

Die Arbeitsgruppe hat nicht das Ziel, einen umfassenden Gesamtkatalog einer optimalen Lehrerbildung vorzulegen oder konkrete Formulierungsvorschläge für die Änderung der rechtlichen Bedingungen zu leisten. Sie trifft vielmehr nach eingehender Diskussion und Sichtung der wissenschaftlichen Befunde eine Auswahl, die innerhalb der komplexen Zusammenhänge neue Akzente setzen soll.

II. Reformvorschläge zur zweiten Phase der Lehrerbildung

Vorbemerkung:
Bei den Begriffen „Seminarlehrer“, „Studienreferendar“, „Schulleiter“, „Fachberater“, „Schüler“, etc. ist selbstverständlich auch immer die weibliche Version mit gemeint. Der Begriff „Seminarlehrer“ schließt den „Seminarrektor“ mit ein, der Begriff „Studienreferendar“ umfasst auch „Lehramtsanwärter“.

Zur Erhöhung der Kompetenz und Motivation in der zweiten Phase der Lehrer​aus​bildung sollten vier Bereiche schwerpunktmäßig überdacht bzw. reformiert werden:

1. Qualifizierung und Auswahl von Seminarlehrern

2. Ausbildungsinhalte

3. Änderung der Anforderungen an die Studienreferendare

4. Organisatorische, strukturelle und formale Aspekte

II. 1.   Qualifizierung und Auswahl von Seminarlehrern   

Die zweite Ausbildungsphase kann in hohem Maße persönlichkeitsbildend und über die Zeit des Vorbereitungsdienstes hinaus prägend sein, vor allem dann, wenn der Seminarlehrer durch vorbildhaftes Engagement, permanente eigene Fortbildung und herausragende fachliche, didaktische und erzieherische Fähigkeiten überzeugt und darüber hinaus im Bereich der Personalführung und Erwachsenendidaktik über nachweisbare Kompetenzen verfügt.

Daher kommt im Rahmen der Lehrerbildung der Qualifizierung und Auswahl der Seminarlehrer als Führungspersonen eine zentrale Bedeutung zu. Durch die Ausschreibung von Seminarlehrerstellen  - die Einführung dieses Verfahrens sollte auch für berufliche Schulen in Erwägung gezogen werden -  hat sich die Situation sicherlich verbessert. Über die Noten im ersten und zweiten Staatsexamen hinaus sollten für die Auswahl künftiger Seminarlehrer die dienstliche Beurteilung und die detaillierte Stellungnahme des Schulleiters bzw. Schulamtes herangezogen werden. Die folgenden Kriterien, die dabei gebührend zu berücksichtigen sind, sind als Orientierungshilfen gedacht, jedoch nicht im Sinne einer Rangfolge oder als völlig gleichwertige Aspekte.

1.1 Fachliche Kompetenz  

· Fachwissenschaftliche Kompetenz

· Erziehungswissenschaftliche Kompetenz

· Didaktisch-methodische Kompetenz

etwa nachweisbar durch ( Auswahlliste ) :

· herausragenden Unterricht im betreffenden Fach auf allen Jahrgangsstufen

· Fähigkeit zur Analyse eigenen und fremden Unterrichts

· besondere Bewährung im Leistungskursunterricht (Gymnasium) des entsprechenden Faches

· Teilnahme an einschlägigen Fortbildungsveranstaltungen

· Engagement bei der lokalen, regionalen und überregionalen Lehrerfortbildung (SchiLF, RLFB – Tagungen, Referent in Dillingen)

· Lehraufträge an der Universität

· Qualifikation als Inhaber einer Funktion (z.B. Fachbetreuung, Tutoren- und Praktikumslehrertätigkeit)

· Veröffentlichungen; Teilnahme an Arbeitskreisen des ISB

· Mitwirkung bei Schulversuchen

· Organisation von hochrangigen schulischen Wettbewerben (z.B. „Jugend forscht“)

· Begutachtung von Lehrbüchern

1.2 Erzieherische Kompetenz

· Reflexion und Auseinandersetzung mit einer eigenen Werteposition
· Ausgeprägte erzieherische Wirksamkeit und Beherrschung vielfältiger Erziehungsmethoden und deren erfolgreiche Umsetzung
· konstruktive, engagierte Auseinandersetzung mit aktuellen pädagogischen Fragen  
etwa nachweisbar durch  (Auswahlliste) :

· Teilnahme an entsprechenden Fortbildungsveranstaltungen

· Übernahme einschlägiger Aufgaben an der Schule und Bewährung darin (z.B. Verbindungslehrer, Kontaktlehrer für Drogenfragen, Leiter von Schülerarbeits​kreisen, Beratung der Schulleitung in pädagogischen Fragen u.ä. )

· Bewährung bei Schülerfahrten, Schüleraustausch

· kompetenten Umgang auch mit schwierigen Klassen / Schülern

· Motivation und Betreuung von Schülern über den Unterricht hinaus (z.B. Leitung von Arbeitsgemeinschaften, Gestaltung von Ausstellungen, Motivation zur Teilnahme an Wettbewerben)

· pädagogisch fundierte Argumentation etwa in Klassen- und Lehrerkonferenzen oder im Disziplinarausschuss

· Gestaltung von Studien- und Projekttagen

1.3   Führungskompetenz      

· Führungs- und Teamfähigkeit; respektvoller, kooperativer Umgang mit Erwachsenen

· Kommunikationsfähigkeit und – fertigkeiten, Beherrschung der Methoden

· Konflikt- und Integrationsfähigkeit, Mediation

· Beratungs- und Beurteilungskompetenz

· Zeitmanagement

· Planungskompetenz

etwa nachweisbar durch  (Auswahlliste) :

· Tätigkeit als Praktikumslehrer, als Betreuungslehrer von Referendaren an der Einsatz- schule ( Art der Vorbereitung des Gutachtens der Einsatzschule )

· partnerschaftlich-kooperatives Verhalten

· Bewährung als Inhaber entsprechender Funktionen (z.B. Fachbetreuer)

· Bewältigung konfliktträchtiger Aufgaben, Vertreten von Interessen von Schülern und Lehrern

· Art der Leitung von Sitzungen bzw. Sitzungsteilen (z.B. Notensitzungen, pädagogische Sitzungen)

· Eigenverantwortliche Mitgestaltung des Schullebens (z.B. Organisation und Durch-führung von schulischen Veranstaltungen wie „Tag der offenen Tür“, Ausstellungen, Elternabende, Feiern, Feste)

· Geschick bei Verhandlungen mit außerschulischen Institutionen (z.B. Sachaufwands-träger, Wirtschaft, Förderverein, Presse; Moderation von Veranstaltungen und Dis-kussionsleitung

1.4   Weitere Vorschläge zur Auswahl von Seminarlehrern             

Folgende Forderungen sollten geprüft werden:

· verpflichtende Kurse (z.B. in Dillingen) in Personalführung und Erwachsenendidaktik vor der Bewerbung und Ernennung zum Seminarlehrer

· intensive Einführung in die Aufgaben eines Seminarlehrers durch Fachberater / Regierungsbeauftragte

· im Auftrag der Einstellungsbehörde ein Auswahlgespräch (Interview) des Bewerbers mit einem „Seminarausschuss“ oder Besuch des Unterrichts des Bewerbers durch Fachberater bzw. Regierungsbeauftragten und einem erfahrenen Seminarlehrer mit anschließendem Gespräch

II. 2   Ausbildungsinhalte 

Innerhalb der bestehenden, umfassenden Ausbildungsinhalte für die verschiedenen Schularten sind folgende sechs Themen auszuweiten:

· verstärkte Arbeit an der Professionalität des Lehrers ( Entwicklung der Lehrerpersönlichkeit), z.B. durch pädagogisch-psychologische Begleitkurse

· Gesprächsführung und Elternarbeit

· neue Lehr- und Lernmethoden und deren Umsetzung ( einschließlich Lernberatung und Moderation offener Lernprozesse )

· Unterrichtsevaluation, diagnostische Kompetenz

· Medienkompetenz, insbesondere bezüglich Informations- und Kommunikationstechnologien

· Mitgestaltung von Schulentwicklungsprozessen

II. 3   Änderung der Anforderungen an die Studienreferendare 

Die Anforderungen an die Seminarteilnehmer sind generell sehr hoch. Die in 2 vorge-schlagenen Ausweitungen von Ausbildungsinhalten, insbesondere die Erhöhung der Medienkompetenz und die Einführung neuer Lehr- und Lernverfahren und deren Umsetzung verlangen zusätzlich viel Zeit und Energie, so  dass  auch  aus  diesem  Grund  eine  Änderung  der Anforderungen in anderen Bereichen dringend notwendig erscheint. Folgende Punkte sind dabei in der Diskussion bzw. sollten ins Auge gefasst werden: 

3.1   Schriftliche Hausarbeit,  Klausur in Pädagogik / Pädagogischer Psychologie           

Der 3.Ausbildungsabschnitt (Gymnasium, Realschule) stellt für die Seminarteilnehmer durch den Abgabetermin der schriftlichen Hausarbeit, die bald darauf folgende Klausur in Pädagogik / Pädagogischer Psychologie, die 3.Prüfungslehrprobe und die mündlichen Prüfungen am Ende eine (zu) dicht gedrängte und damit starke Belastung dar, die entweder durch die Abschaffung der schriftlichen Hausarbeit oder der Klausur in Pädagogik / Pädagogischer Psychologie abgemildert werden könnte und sollte.

3.1.1  Abschaffung der schriftlichen Hausarbeit   

Die Befürworter, darunter viele Seminarteilnehmer, der Abschaffung der schriftlichen Hausarbeit führen ins Feld, dass sie nichts anderes als die kleinere Version der Zulassungsarbeit in der ersten Phase der Lehrerbildung darstelle, durch die die wissenschaftliche Arbeitsweise bereits nachgewiesen worden sei. Folglich könne beim Lehramtsanwärter darauf verzichtet werden, und zwar ohne Beeinträchtigung der Ausbildung.

Andererseits sollte aber nicht verkannt werden, dass die schriftliche Hausarbeit gerade im Hinblick auf innovative Entwicklungen im schulischen Bereich wertvolle Dienste leisten kann und für den einzelnen Seminarteilnehmer, ähnlich wie bei Prüfungslehrproben auch, durch die intensive Auseinandersetzung mit einem an der Unterrichtspraxis orientierten Thema von großem Nutzen sein kann.

Dabei muss aber besonderes Augenmerk darauf gelegt werden, dass sich der damit verbundene Arbeitsaufwand in vernünftigen Grenzen hält und in einem angemessenen Verhältnis zur relativ geringen Gewichtung bei der Bildung der Gesamtnote steht.

3.1.2   Abschaffung der Klausur in Pädagogik / Pädagogischer Psychologie              

Für die Abschaffung dieser Klausur zugunsten einer insgesamt 40-minütigen mündlichen Prüfung in beiden Fächern am Ende der Ausbildung sprechen mehrere Gesichtspunkte:

· Die Abschaffung würde zu einer Entzerrung der Prüfungstermine und damit der Vorbereitung der Seminarteilnehmer führen.

· Mit der genaueren Festlegung der Inhalte in Pädagogik / Pädagogischer Psychologie und damit verbunden der Grundlegung eines Basiswissens in der neuen LPO I erscheint eine erneute schriftliche Prüfung in der zweiten Phase der Ausbildung entbehrlich.

· Die Klausur zwängt die zuständigen Seminarlehrer in ein relativ starres Curriculum, in der Praxis oft auf der Grundlage der Dillinger Akademieberichte Pädagogik/Pädagogische Psychologie. Bei der Einführung einer mündlichen Prüfung am Ende des Vorbereitungsdienstes könnte die Ausbildung in diesen Fächern vielfältiger und mit individuellerer Schwerpunktsetzung erfolgen. Außerdem würde die Ausbildung in beiden Fächern tatsächlich bis zum Ende der Seminarausbildung ernst genommen; der gelegentlich feststellbare „Alibicharakter“ der Fachsitzungen nach dem notwendigerweise frühen Klausurtermin würde entfallen.

Die Abschaffung der Klausur darf aber keinesfalls zu einem Qualitätsverlust führen. Daher muss die an  ihre Stelle tretende  mündliche Prüfung  eine  angemessene Länge von 40 Minuten für beide Fächer zusammen  aufweisen, um pädagogische und psychologische  Fragestellungen und Probleme  - und dies möglichst in Bezug auf die jeweiligen Unterrichtsfächer -  in der nötigen Differenziertheit und Tiefe diskutieren zu können.

Die Prüfung könnte sich nach dem Beispiel des Colloquiums in zwei Teile gliedern, wobei der Referendar  - nach einer angemessenen Vorbereitungszeit von 20 Minuten -  sich im ersten Teil zu einem Fallbeispiel zusammenhängend äußert und dabei nicht nur allgemeine pädagogische und psychologische Überlegungen einbringt, sondern diesen konkreten Fall auch im Hinblick auf seine Unterrichtsfächer erörtert. Ein vertiefendes Gespräch über dieses Referat sollte sich anschließen, bevor im zweiten Teil der Prüfung weitere Themenstellungen sowohl in Pädagogik als auch Pädagogischer Psychologie zur Debatte stehen.

Voraussetzung für die Sicherstellung der erforderlichen Qualität bei diesen Prüfungen sind genaue Inhaltsvorgaben für die Ausbildung, die gezielte Fortbildung der Seminarlehrer und eine geeignete Evaluation vor Ort.  

Sollte weder die schriftliche Hausarbeit noch die Klausur in Pädagogik / Pädagogischer Psychologie abgeschafft werden können, muss  wenigstens  eine  Entzerrung  der Termine dadurch erfolgen, dass die schriftliche Hausarbeit etwa zwei Wochen vorgezogen und die Klausur ca. zwei Wochen nach hinten verlegt wird.

3.2   Korrekturzeit bei Schulaufgaben          

Die Zeit für die Korrektur von Schulaufgaben (Realschule, Gymnasium) sollte bei Studienreferendaren generell auf drei Wochen erhöht werden, da es bei einer Frist von zwei Wochen durch die Nachkorrektur des Betreuungs- bzw. Seminarlehrers und die gemeinsame Besprechung oft zu zeitlichen Engpässen kommt.

3.3   Reduzierung des Stundendeputats        

Der eigenverantwortliche Ausbildungsunterricht hat eine wesentliche Bedeutung in der Vorbereitungszeit. Allerdings sollte in allen Ausbildungsabschnitten eine generelle Reduzierung ins Auge gefasst werden, damit eine solide, behutsam aufbauende Ausbildung der Studienreferendare im Vordergrund steht und nicht die Deckung des Unterrichtsbedarfs.

3.4   Reduzierung des Schriftwesens
Ein zum Teil ausuferndes Schriftwesen mit umfangreichen schriftlichen Unterrichts- und Prüfungsvorbereitungen bzw. voluminösen Tätigkeitsberichten sollte auf ein sinnvolles Maß zurück geschraubt werden, da übermäßige und zum Teil unnötige Schreibtischarbeit viel Zeit und Energie absorbieren, die besser für die fachliche und pädagogische Arbeit verwendet werden sollten.

II. 4.   Organisatorische, strukturelle und formale Aspekte

Die 24-monatige Dauer des Vorbereitungsdienstes muss wegen der gestiegenen   Anforderungen  beibehalten werden. Die  Einteilung  in  zwei  Ausbildungs​abschnitte  an  beruflichen Schulen und im Grund-, Haupt- und Sonderschul​bereich hat sich u.a. deswegen bewährt, weil es hierbei nur einen Einstellungs​termin gibt. Ebenso hat sich aber auch die Dreiteilung des Vorbereitungsdienstes an Gymnasien als günstig erwiesen, da durch die damit verbundenen zwei Ein​stellungstermine zum einen eine kürzere Gesamtdauer der Ausbildung erreicht wird und zum anderen im dritten Ausbildungsabschnitt die bis dahin gemachten Erfahrungen der Referendare gebündelt und im Sinne einer nachhaltigen, problembewussten Vertiefung ausgewertet und im Unterricht mit Gewinn umgesetzt werden können. Da jedes System seine jeweils spezifischen Vorteile aufweist, sollte man an beiden weiterhin festhalten.

4.1 Das KM sollte vor allem die Einsatzschulen nachdrücklich darauf hinweisen, den Einsatz der Studienreferendare in besonders schwierigen Klassen nach Möglichkeit zu vermeiden, da sonst die Ausbildung und vor allem die Motivation der Seminarteilnehmer beeinträchtigt werden.

4.2 Die Leiter der Einsatzschulen müssen dem Seminarteilnehmer am Ende des jeweiligen Ausbildungsabschnittes ihre Beobachtungen mitteilen und in einem pädagogischen Beratungsgespräch erläutern. Dabei sollten nicht nur positive Aspekte, sondern auch evtl. vorhandene Schwächen klar angesprochen werden. Eine Diskrepanz zwischen dem Wortlaut des „Gutachtens“ der Einsatzschule und dem Beratungsgespräch mit dem Referendar ist auf alle Fälle zu vermeiden. Da die Qualität und die Aussagekraft dieser „Gutachten“ ziemlich unterschiedlich sind, sollte das KM die Einsatzschulen auf das Einhalten gewisser Richtlinien und Standards mit dem Ziel einer sinnvollen Vergleichbarkeit deutlich hinweisen.

4.4
Prüfungslehrproben haben für die Ausbildung der Seminarteilnehmer in didaktisch-  methodischer und pädagogischer Hinsicht eine wichtige vertiefende Funktion und sollten daher unbedingt beibehalten werden. Ihre gegenwärtig relativ hohe Gewichtung bei der Bildung der Gesamtnote sollte allerdings überprüft werden.

4.5 Die erziehungswissenschaftlichen sowie fachdidaktischen Inhalte müssen zwischen erster und zweiter Phase der Lehrerbildung stärker und regelmäßig abgestimmt werden. Durch Lehraufträge von Seminarlehrern an der Universität und deren vermehrten Einsatz als Zweitprüfer beim 1.Staatsexamen können z.B. wichtige Kontakte geknüpft und wertvolle Erfahrungen gemacht werden.

Ebenso sollte aber auch der umgekehrte Weg beschritten werden, dass nämlich Vertreter der Universität zeitweise an der Schule tätig sind, an deren Lehrver​anstaltungen teilnehmen und sich auch im Bereich der Seminarausbildung einen persönlichen Einblick in die Realität der Schule verschaffen.

4.6 Seminarlehrer sollten auch in der dritten Phase der Lehrerbildung verstärkt tätig werden, z.B. in Fachsitzungen und generell im Rahmen der schulinternen Lehrerfortbildung. 

III: Lehrerfortbildung strukturell / inhaltlich ver​bessern

Vorwort:

Veränderungen in Wissenschaft, Wirtschaft, Technik, Gesellschaft und Kultur stellen neue Anforderungen an die Schule und erfordern Weiterentwicklungen und Veränderungen in allen Bereichen des schulischen Lehrens und Lernens.

In seinem Eckpunktepapier von 1998 und auf dem Bildungskongress 1998 hat das Staatsministerium für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst die Lehrerbildung als einen der Eckpunkte zur Weiterentwicklung des bayerischen Schulwesens ge​kennzeichnet. Zur Steigerung der Motivation und Kompetenz der Lehrkräfte werden in diesem Zusammenhang Veränderungen und neue Gewichtungen insbesondere auch bei der Lehrerfortbildung gefordert. Im Zusammenhang mit der Umsetzung der inneren Schulentwicklung werden entsprechende Über​legungen besonders dringlich.

Am Anfang dieses Papiers sollen Entwicklungsziele für eine zeitgemäße Lehrerfortbildung durch zentrale Forderungen dargestellt werden:

 Die Fortbildung soll in einen ständigen berufsnahen Weiterlernprozess integriert sein und  die Lehrkräfte nicht weg vom Schulalltag führen.

 Dazu darf sie keine vereinzelte und zufällige Episode im Berufsleben sein, sondern muss von den Lehrkräften in Übereinstimmung mit dem Kollegium der Schule geplant und koordiniert werden. Schulinterne Lehrerfortbildung in diesem Sinne wird damit zu einer der tragenden Säulen der inneren Entwicklung einer Schule.

 Die Fortbildung soll präventiv alle Etappen des Berufslebens umfassen und nicht nur Abnutzungseffekte kurieren. Wenn nämlich Fortbildungsbedarf von der Lehrkraft erkannt wird, ist es oft schon zu spät.

 Daher muss Lehrerfortbildung gezielt auch auf Anfang und Ende eines Berufslebens und damit das gesamte Berufsleben ausgerichtet sein, also auch Angebote für Berufseinsteiger nach dem Referendariat und Kollegen am Ende ihrer Berufslaufbahn machen.

 Lehrerfortbildung als Institution muss zu einem angemessenen Gleichgewicht aus Angebots- und Bedarfsorientierung finden. 

 Dazu müssen alle Instanzen der LFB arbeitsteilig zusammenarbeiten und zu einer Koordinierung hinsichtlich der Aufgabenverteilung bereit sein. 

 Die staatlichen Fortbildungsmittel sind soweit aufzustocken, dass sie mindestens 1% des Gesamtaufwands für das Personal ausmachen.

III. 1 Situation der Lehrerfortbildung und Reformansätze: 

Lehrerfortbildung (LFB) gehört zu den Dienstpflichten aller Lehrkräfte, sie erreicht aber nur einen Teil der Kollegien. Deshalb gilt es, sie in ihrer Gesamtheit effizienter zu ma​chen. Dazu sind Maßnahmen der Personalentwicklung, organisatorische und die Inhalte betreffende Maßnahmen erforderlich. Erstere beziehen Lehrerfortbildung in ein umfassendes Personalentwicklungskonzept ein, die weiteren Maßnahmen ermöglichen der einzelnen Lehrkraft bzw. den Kollegien erst eine echte Planung der eigenen Fortbildung, indem sie das Gesamtangebot für die Lehrkräfte transparenter und übersichtlicher machen. Lehrerfortbildung wird auf diese Weise zu einem entscheidenden Instrument für die Verbesserung von Motivation und Kompetenz der Lehrkräfte. 

1.1 Verbesserung der Effizienz von LFB durch Maßnahmen der Personalentwicklung 

Das Berufsverständnis der Lehrer muss stärker als bisher von einer umfassenden Fort​bildungskultur an der Schule geprägt werden, die sich in einer erhöhten Motivation und Kompetenz der Lehrkräfte spiegelt.

Dazu sollen Maßnahmen der Personalentwicklung die Lehrerfortbildung in ein umfassenderes Personalentwicklungskonzept einbinden, das eine geplante (Weiter-)Qualifizierung, Begleitung, Karriereplanung und Prävention berufsimmanenter Probleme umfasst. 

Derartige Konzepte umfassen in der Regel 

 Kompetenzbeschreibungen von Mitarbeitern und Führungskräften

 gezielte Auswahlverfahren für Mitarbeiter

 auf persönliche Weiterentwicklung ausgerichtete Mitarbeitergespräche

 Angebote von Supervision und Coaching durch interne und unabhängige Berater

 systematische Fortbildungs-Designs, die auf die vielfältigen beruflichen Bedürfnisse zugeschnitten sind

 Evaluation der Personalentwicklungsmaßnahmen.

Lehrerfortbildung muss sich in Inhalten, Zielsetzung und Rahmenbedingungen noch mehr als bisher daran orientieren, die Unterrichtsqualität und die Qualität von Erziehung permanent zu verbessern, das positive Miteinander zu fördern und die Zufriedenheit mit der eigenen Arbeit zu erhöhen. Um dies zu erreichen, ist es nötig, Lehrern einen kontinuierlichen Lern- und Weiterbildungsprozess zu ermöglichen.

Zur Stärkung der Eigenverantwortung und Motivation der Lehrer und Führungskräfte wäre zu überlegen, einen Teil der Fortbildungsaktivitäten nicht durch staatliche Angebote kostenfrei bereitzustellen, sondern den Betroffenen einen eigenen Beitrag abzuverlangen, beispielsweise durch verstärkte Teilnahme an Weiterbildungsmaßnahmen auf dem freien Markt. Diese persönlichen Anstrengungen dürfen aber - bei entsprechender Qualität - nicht ohne Konsequenz für die dienstliche Beurteilung der Lehr​kräfte, wo möglich auch ihre Laufbahn, bleiben. In diesem Zusammenhang wäre über die bereits bestehenden Möglichkeiten der Gewährung von Leistungszulagen und Leistungsprämien hinaus auch ein flexibleres Gratifikationssystem, das auf der bisherigen Besoldung aufbaut, wünschenswert.

Diese Konzepte sollen arbeitsplatznahe und längerfristig angelegte Fortbildungspläne vorbereiten, die modular angelegt sind und zu einem persönlichen Fortbildungspass jeder Lehrkraft führen. In diesen können beispielweise auch Fortbildungspunkte eingehen.

1.1.1
 Veränderung von Einstellungen/ Haltungen bei den Abnehmern von LFB

Fortbildungsangebote kommen naturgemäß nur an, wenn sie mit einer entsprechenden Aufgeschlossenheit auf Seiten der Lehrerschaft und mit der Unterstützung durch die Schul​leitungen rechnen können.

Für eine erfolgreiche Umsetzung der Ziele der inneren Schulreform gilt es in diesem Zusammenhang insbesondere, eine “Erprobungsmentalität”, d.h. Aufgeschlossenheit gegenüber didaktischen und pädagogischen Innovationen, bei Lehrkräften fördern.  

Zur Umsetzung können helfen:

 Ausweitung und konzeptuelle Umgestaltung der Lehrerseminare an diesen Institutionen

  Einsatz von Repräsentanten der Wirtschaft als externe Berater in der Schule

 Erwachsenendidaktische Angebote zur Umsetzung und Weitergabe von Erfahrungen aus der Lehrerfortbildung

Als Teil einer Fortbildungskultur kann im Übrigen auch Geschick im Umgang mit bestehenden Angeboten und im Erschließen von Finanzquellen gesehen werden. 

1.1.2  Stärkung der Lehrerpersönlichkeit

Im Hinblick auf mögliche Verkrampfungen im gegenseitigen Umgang des Kollegiums und verbreiteten Haltungen wie Einzelkämpfertum ist es nicht minder wichtig, innerhalb des Kollegiums einen vertrauensbildenden Prozess in Gang zu setzen.

Dazu könnten möglichst frühzeitige zentrale und schulinterne Fortbildungsseminare dienen, die gleich nach dem Referendariat der Ausbildung von Einzelkämpfertum entgegenwirken. Im Angebot der Fortbildung sollen Kurse zur Stärkung der Lehrerpersönlichkeit erweitert werden. 

Schulinterne Aktivitäten können darüber hinaus auch sein:

 LFB in Team-Teaching

 gegenseitige Unterrichtsmitschau vor allem mit dem Blick auf die Umsetzung neuer  Unterrichtsformen

 kollegiumsinterne Fallbesprechung

 Supervision

1.1.3  Akzentuierung von alters- und funktionsspezifischer LFB

Die Lehrerfortbildung sollte außerdem in weit höherem Maße die Veränderung einer Lehrerpersönlichkeit während der Berufslaufbahn berücksichtigen.

Bereits gleich nach dem Referendariat sollte obligatorische Lehrerfortbildung verhindern, dass sich unter dem Eindruck der Belastung durch volle Unterrichtspflichtzeit fachliche und pädagogische Überlebensstrategien einschleifen.

Aber auch Routiniers müssen durch LFB davon abgehalten werden, in falsche Routine zu verfallen. Das trifft vor allem auf Seminarlehrer zu, die ansonsten ein fragwürdiges Lehrverhalten in die nächste Generation tradiert würden.  

In den letzten Jahren der aktiven Berufslaufbahn könnten Lehrkräfte bei entsprechendem Interesse für eine Tätigkeit nach dem Ende der Dienstzeit weitergebildet werden, etwa für  Beratungstätigkeiten oder ggf. auch die Teilnahme an Auswahlverfahren für Führungskräfte im Schulbereich. In diesem Sinne sollten aktive Ruheständler in die Fortbildung eingebunden werden. 

1. 2. Verbesserung der Effizienz von LFB durch strukturelle Veränderungen

Lehrerfortbildung  (LFB) muss in ihrer Gesamtheit effizienter werden. Dazu sind neben Maßnahmen der Personalentwicklung auch organisatorische Maßnahmen erforderlich; diese ermöglichen für die einzelne Lehrkraft bzw. für die Kollegien erst eine echte Planung der eigenen Fortbildung  u.a. dadurch, dass sie das Gesamtangebot für die Lehrkräfte übersichtlicher machen. 

Diese organisatorischen Maßnahmen betreffen insbesondere ein Umschichten innerhalb ihrer Strukturen, also ein neu angepasstes Gleichgewicht zwischen zentraler LFB  (Akademien bzw. Institute) und dezentraler (regionaler und schulinterner) LFB.

Lehrerfortbildung muss nach ihren Inhalten, Themen und Zielsetzungen arbeitsteilig werden. Ein schrittweiser Abbau von Überschneidungen zwischen der lokalen, regionalen und zentralen Lehrerfortbildung  wird auf allen Ebenen Kapazitäten für die im jeweiligen Bereich angestammten Aufgaben freisetzen. Dazu bedarf es, wie schon im Eckpunktepapier gefordert, auch einer besseren Abstimmung der verschiedenen Fort​bildungsebenen.

Die Hauptentwicklung geht im Augenblick auch hier in Richtung der Dezentralisierung der Aufgaben; deshalb ist schulinterne LFB in den letzten Jahren zu Recht in das Zentrum der Aufmerksamkeit gekommen. Dezentrale LFB ist naturgemäß nachfrageorientierter als die zentrale LFB und kann sich somit flexibler auf die Bedürfnisse der Kollegen einstellen. Eine Domäne der lokalen LFB ist die fachliche Weiterbildung von Fachschaften oder die Qualitätsentwicklung der betreffenden Schule. Auf die spezifischen Ziele und Aufgabenbereiche wird weiter unten genauer eingegangen.

Auf der anderen Seite hat die zentrale LFB nichts von ihrer Bedeutung verloren: Das Ministerium sowie die beauftragten Institute müssen ihren landesweiten Überblick vor allem dazu ausnutzen, auf bestimmte Standards zu achten und Anforderungen der Gesellschaft, die für alle Lehrer gleichermaßen Gültigkeit haben, an die Schule herantragen (z.B. Kompetenz im Umgang mit Neuen Medien). Instituten der zentralen Lehrerfortbildung fallen vermehrt Aufgaben der Qualifikation von Trägern der Weiter- und Fortbildung sowie Beratungsaufgaben im Dienste der Lehrerbildung zu. Weitere wichtige Aufgabenbereiche der Zukunft sind die Qualifikation von Führungskräften der Schulverwaltung und die Ausbildung von Multiplikatoren.

Auch traditionelle Fachfortbildung" hat aber noch ihren systematischen Platz in Dillingen, wenn hochrangige Fortbildner nicht für dezentrale Fortbildungsveranstaltungen gewonnen werden können. Die Akademie kann auch landesweite Anlaufstelle für per​sönlichkeitsorientierte Angebote (Berufshilfen) bleiben. 

Es sind auch effiziente Varianten denkbar, wie etwa eine kollegiumsinterne LFB mit Unterstützung durch externe Experten/Moderatoren (z.B. Lebenskompetenzprogramme wie ALF/ LIONS-QUEST oder den “Multi-Servive” der Akademie Dillingen).

Im Interesse eines haushälterischen Einsatzes der Etatmittel müssen auch Einschnitte bei der herkömmlichen Kursorganisation, insbesondere der Zuteilung von Kurstagen zu Fort​bildungsthemen diskutiert werden dürfen. 

Als eine der Lösungsmöglichkeiten käme in Betracht, den Typ der Langzeitlehrgänge von 5 Tagen aufzubrechen und kleinere Kurseinheiten zu konzipieren: eine Kalenderwoche könnte auch zwei Lehrgänge von jeweils 2,5 Tagen oder sogar 3 Lehrgänge von jeweils 2 Tagen umfassen, wie bisher im regionalen Bereich üblich. Allerdings müsste das Verhältnis Reisezeit zu Lehrgangszeit sinnvoll bleiben.

1.2.1 Neuaufbau eines kontinuierlichen berufsbegleitenden Unterstützungssystems

Ein professionelles berufsbegleitendes Unterstützungssystem erfordert als unterstützende Maß​nahme den Aufbau eines landesweiten Beratungssystems, also von zentralen und regionalen Büros für die Unterstützung der didaktischen und päd​agogischen Fortbildungsplanung der Einzelschule und der einzelnen Kollegen unter Einbeziehung von Angeboten der Hochschulen. Im Zusammenhang damit kann man sich den Aufbau von regionalen Lehrerberatungsstellen vorstellen. Vor einer Schaffung neuer Stellen ist eine inhaltliche Neupositionierung vorhandener Instanzen der Schulaufsicht - der Regierungen, aber auch  der Dienststellen der Ministerialbeauftragten - zu erproben, zu deren Dienstaufgaben bereits jetzt die Beratung gehört. 

Analog zur Schulberatung erteilen solche Beratungsstellen Kollegien, Lehrkräften, Fortbildern und Multiplikatoren konkrete Hilfestellung zum Bewältigen besonderer beruflicher Belastungen, Hilfen zur kontinuierlichen Aufrechterhaltung bzw. Aktualisierung persönlicher Motivation und Kompetenz und ganz allgemein didaktische und päd​agogische Beratung.

Verantwortlich für alle Beratungsstellen sind die zuständigen Fachreferate des Ministeriums sowie die Akademie Dillingen und das ISB. Eine virtuelle Unterstützung im Bayerischen Schulserver wäre hilfreich.

Außerdem bestehen Kapazitäten an den in Umwandlung begriffenen Landesbildstellen, mit einem Außennetz von etwa 90 “medienpädagogischen Beratern”.

Die Unabhängigkeit dieser Beratungsstellen von der Beurteilungshierarchie muss gewährleistet sein. Stichworte wie Vertraulichkeit und Datenschutz werden in diesem Zu​sammenhang wichtig.

Bei einer bedarfsbedingten Erweiterung ließe sich zusätzliches Personal aus folgendem Personenkreis rekrutieren: MB- Mitarbeiter, (teil-)abgeordnete Seminarlehrer; ggf. Didaktiker von der Hochschule (teilabgeordnet); ggf. Pädagogen von der Hochschule (teilabgeordnet), Schulpsychologen, aber auch externe Berater als “Fortbildungsberater”.

Diese Beratungsstellen können zugleich als Beratungsstellen für Schulentwicklung Erfahrungen und Material für Schulentwicklung sammeln, bündeln, evaluieren und wieder nach außen zur Verfügung stellen. Hier ist in Weiterführung und schwerpunktmäßigen Verstärkung  seiner bisherigen Tätigkeiten auf diesem Gebiet (“Schule gestalten”) das ISB als zentrales Pendant zu nennen. 

Für die Deckung von Aufwendungen für dieses Beratungsnetz für Schulentwicklung könnte man auch auf Fortbildungsmittel zurückgreifen   Erforderlichenfalls muss darauf gedrungen werden, dass der entsprechende Haushaltsansatz erweitert wird.

Zur gegenseitigen Information innovativer Schulen könnte im Internet (Bayerischer Schulserver) eine Art elektronisches Gästebuch in Form einer Datenbank geschaffen werden.

1.2.2
  Schulbereich 

1.2.2.1 schulintern

Die schulinterne Lehrerfortbildung (SchiLF) muss zum Träger und Motor eines Prozesses der inneren Schulentwicklung werden.

Voraussetzung dazu muss eine systematische Planung der kollegiumsinternen LFB sein. Im Blick auf die  Doppelrolle des Schulleiters als Koordinator oder “Coach” eines kollegiumsinternen Fortbildungsprozesses, aber gleichzeitig auch als Dienstvorgesetzter (am Gym​nasium, an beruflichen Schulen, an sonderpädagogischen Förderzentren und an der Realschule) kann sich die Bestellung eines Vertreters für diese Funktion empfehlen; allerdings kann der Schulleiter auch über dienstrechtliche Maßnahmen wie Dienstliche Beurteilung, Leistungsstufe oder Leistungsprämie entsprechende Leistungen honorieren und damit die Lehrkräfte motivieren. Schulleitungen und die Schulaufsicht müssen sich - in viel höherem Maße als derzeit praktiziert – bereits von der Berufseingangsphase der Lehrkräfte an der Mittel der Personalführung bzw. -entwicklung bedienen.

Zur Koordination der Aktivitäten wäre eine hilfreiche Alternative zur Steuerung “von o​ben”,  den Aufgabenbereich eines “LFB-Beauftragten” oder "Koordinators für LFB" an der Schule zu schaffen. Im Hinblick auf eine erwünschte Kostenneutralität kann z.B. an beruflichen Schulen der "Koordinator für innerschulische Angelegenheiten" damit betraut werden. Auch am Gymnasium braucht nicht eine neue Funktion geschaffen werden, sondern diese Aufgabe könnte an bestehende Funktionen - wie etwa den entsprechenden Fach- bzw. Stufenbetreuer - angebunden werden.  An anderen Schul​arten sind ent​sprechende Funktionen einzurichten.

An allen Schularten wäre entsprechend zu prüfen, welche dienstrechtlichen Instrumente jeweils dazu geeignet wären, um Lehrer zu entlasten, die Aufgaben der schulhausinternen Lehrerfortbildung organisatorisch und inhaltlich koordinieren. Im Bereich des Gymnasiums kann z.B. bei der jetzigen Rechtslage eine entsprechende Vergabe von Anrechnungsstunden aus dem Schultopf (am besten im Benehmen mit dem Personalrat) überlegt werden. Falls allgemeine Maßnahmen zu einer Flexibilisierung der Anrechnungen innerhalb eines Kollegiums eingeleitet werden, könnte man sich in diesem Zusammenhang auch eine schulinterne Umverteilung von Anrechnungsstunden zu Gunsten der Kollegen mit besonderer Multiplikatorenfunktion überlegen.

Dazu kommt die Beteiligung externer Moderatoren, die ebenfalls entsprechend honoriert werden müssen, etwa durch Honorare oder Anrechnungsstunden aus einem zentralen Budget. Das muss allerdings eine zentrale Qualitätsüberprüfung der Moderatoren bzw. Trainer anhand eines landesweit gültigen Anforderungsprofils einschließen.

Zur Unterstützung von innovativer schulinterner Lehrerfortbildung soll das sog. Projektmittelkonzept des Ministeriums ausgebaut und vor allem finanziell besser ausgestattet wer​den, um Schulen mit entsprechendem Expertenbedarf zu unterstützen. Es muss sichergestellt sein, dass Mittel für innovative schulinterne Lehrerfortbildung zweck​gebunden verwendet werden.

Mögliche Aktivitäten sind:

· systematische Einbeziehung der Eltern in die LFB (Elternbeirat, Schulforum, Klassenelternabende)

· Ladung von externen Experten zu einem pädagogischen Tag

· Anschließen an ein Schulentwicklungsprogramm (z.B. “Hundert Schulhöfe” mit der Unterstützung des Umweltministeriums)

1.2.2.2 schul- (und schulart)übergreifend

Wie Erfahrungsbeispiele zeigen, kann ein Aktionstag bzw. ein “Lernfest” in einer Schu​le z.B. “Naturwissenschaften”/ “Fremdsprachen”/ “Lernschwierigkeiten” regionale Ausstrahlung haben.

Als systematische Ausweitung eines Aktionstages/-wochenendes wäre ein “Schul​netz” vorstellbar: Es erfolgt dann eine Koordination benachbarter Schulen ggf. auch unterschiedlicher Schularten im Rahmen einer örtlichen Fortbildung – auch auf Gegenseitigkeit - unter der Leitung einer Multiplikatorenschule mit einem bestimmten Spe​zialgebiet.

Darüber hinaus könnte man an die Ausweisung bestimmter Schulen als “Fort​bildungsschulen” denken, etwa analog zu Seminarschulen. An ihnen würden “Fort​bildungslehrer” – etwa bei Bedarf entsprechend umgeschulte Seminarlehrer  -  Lehrgänge z.B. zu Fragen der Schulentwicklung durchführen. Die Frage der Reisekosten müsste allerdings dazu geklärt werden. Bei einer Revision der Arbeitszeitverordnung z.B. im Bereich des Gymnasiums wäre zu klären, ob den Fortbildungslehrern feste Anrechnungsstunden in Analogie zu den Seminarlehrern zugesprochen werden können oder bereits bestehende Funktionen Sonderaufträge laut dazu zu ergänzenden Funktionenkatalog über​nehmen können.

Weiter ist zu überlegen, ob als Voraussetzung zur Zuweisung solcher Funktionen ein Nachweis über die Teilnahme an einem Weiterbildungskurs oder einer modulartig gestuften Folge von Weiterbildungskursen – wie bei Beratungslehrern – gefordert werden soll. 

1.2.2.3 regional

Auf der Ebene der regionalen Lehrerfortbildung bei den Regierungen und den Ministerialbeauftragten gibt es ständig wachsenden Bedarf nach unterstützender Beratung bei schulinternen Qualitätsentwicklungsprozessen. In diesem Zusammenhang muss sondiert werden, in welchem Umfang schulnahe Fortbildungsträger aus der Wirt​schaft, etwa der Studienkreis Schule-Wirtschaft, den Schwerpunkt ihres bewährten Weiterbildungsangebots auf regionaler Ebene vom rein Inhaltlichen hin zur Qualitätsentwicklung verlagern können. Gespräche in dieser Richtung sind bereits aufgenommen worden.

Um die begonnenen Schulentwicklungsprozesse zu fördern und um andere Schulen zu deren Initiierung zu motivieren, sollen in Zukunft auf regionaler Ebene “Koordinatoren für die 

Schulentwicklung” tätig werden. Sie haben als “Unterstützer auf Abruf” unter anderem die Aufgabe, den Schulen Informationsmaterialien bereitzustellen und diese damit zu motivieren, Schulentwicklung zu initiieren bzw. erfolgreich weiterzuführen. Zu ihren Aufgaben gehört die Vermittlung von in Dillingen ausgebildeten Moderatoren, Supervisoren oder entsprechend fortgebildeten Multiplikatoren für den Einsatz in schulinternen Fortbildungsveranstaltungen sowie der Aufbau und die Pflege eines regionalen Netzwerkes zwischen Schulen zum Austausch von Erfahrungen mit Schulentwicklungsprozessen. Damit verbindet sich allerdings auch die Frage nach der Qualität der Multiplikatoren. In diesem Zusammenhang sollten beispielsweise die Regierungen gebeten werden, in ihrem Bereich Rückmeldungen über die Qualität und Einsatzhäufigkeit der Multiplikatoren zu sammeln und diese in eine landesweite Evaluation einzubringen. Bei entsprechender Qualität der Multiplikatoren ist auch die Schaffung attraktiver Rahmenbedingungen über Honorare hinaus zu überlegen.

1.2.3 Fortbildung durch die Hochschule
Die Fortbildung gehört zu den Dienstaufgaben der Hochschule. Zur Konkretisierung dieser Dienstaufgabe hat das Gutachten des Wissenschaftlich-Technischen Beirats der Staatsregierung dazu im Juli 1999 eine Reihe kreativer Vorschläge vorgebracht. Allerdings sind wichtige Rahmenbedingungen, wie etwa die Möglichkeit der Anrechnung der Fort​bildungsaktivitäten von Hochschullehrern auf deren Stundendeputat, zu klären.

Die Fortbildungsplanung der einzelnen Lehrkräfte muss durch eine plausiblere und übersichtlichere Verteilung der Fortbildungsaufgaben zwischen Hochschulen, Weiterbildungseinrichtungen und Schulen unterstützt werden. Inhalte und Ziele der jeweiligen Fortbildungsebene sollen hierzu in ein Konzept mit klarer Aufgabenverteilung integriert werden. Auch die universitäre Fortbildung muss sich in Zukunft als Teil einer landesweiten ar​beitsteiligen Fortbildungsplanung betrachten.

In diesem Zusammenhang kommt der Kooperation der Hochschulen mit den Instanzen der regionalen Lehrerfortbildung besondere Bedeutung zu. 

Behindert wird die Kooperation derzeit insbesondere durch die mangelnde Transparenz der Fortbildungsarbeit der Hochschulen. Beispielweise gibt es keine systematische Erfassung der Lehrerfortbildung, die an den Universitäten betrieben wird. Das hängt damit zusammen, dass einschlägige Angebote nicht zentral, sondern von den einzelnen Universitäten geplant und angeboten werden. Eine ganze Reihe von Angeboten sind den Organisatoren der zentralen staatlichen Lehrerfortbildung schon deswegen nicht bekannt, weil keine Anerkennung oder Ausschreibung im Amtsblatt beantragt wird.  

Eine bessere gegenseitige Aufmerksamkeit würde sich vorteilhaft für Schule und Hoch​schule auswirken können: Der schnelle Transfer von Ergebnissen der fach​lichen, didaktischen und pädagogischen Forschung könnte Aktualität und Tiefe des Schulunterrichts positiv beeinflussen, umgekehrt könnte dadurch das Lehrangebot der Universität anwenderbezogener werden, ohne an Vertiefung zu verlieren. Alle Bestrebungen der Hochschulen, über Regionalnetze Hochschule-Schule bei entsprechenden schulinternen Entwicklungsmaßnahmen mitzuwirken, sind daher zu unterstützen.

Eine Herstellung einer internen LFB-Planung an der Universität ist nicht minder wichtig als der Versuch einer Koordination zwischen der Planung der Universität und der staatlichen LFB. Dafür könnte man Umschichtungen im Stellenbereich innerhalb der Universität überlegen: Als neue Funktion wäre etwa ein Koordinator für LFB an den Hochschulen zu benennen. Dieser Koordinator – ggf. auch Sprecher einer Koordinationsstelle in der Universität - wäre auch für die Koordination der LFB-Maßnahmen benachbarter Hochschulen zuständig und für die Zusammenarbeit von Universität und Verbänden zuständig.    

Zum schnellen Wissenstransfer bietet sich auch eine Vernetzung zwischen der staatlichen Aka​demie für Lehrerfortbildung in Dillingen und dem im Sommersemester 2000 gestarteten Verbundnetz der bayerischen Hochschulen (“Virtuelle Hochschule Bayern") an. Entsprechende HTO- Mittel für den Aufbau eines Systemkopfes in Dillingen sind bewilligt. Eine Abstimmungsgruppe zur Kooperation von Learn-Net  mit der Virtuellen Hochschule Bayern ist bereits eingesetzt.

Über den virtuellen Kontakt der Lehrkraft mit Akademie und Schule ist zur Absicherung der Ergebnisse ein entsprechender Betreuungsaufwand nötig (etwa für Rückfragen und Nachbereitung); zu denken wäre in diesem Zusammenhang an den Aufbau eines Netzes von Lehrer-Tutoren als Fortbildungstrainer bzw. –berater.

Ein nächster Schritt wäre die Einbeziehung der Weiterbildung in das Angebot des Fort​bildungsservers, etwa durch die Entwicklung von Zertifikaten für erworbene (auch Teil-)kompetenzen (didaktisch und allgemein-pädagogisch).

Im Sinne der erwähnten Arbeitsteilung zwischen zentraler und lokaler LFB könnte die Universität auf der einen Seite weiterhin autonom die fachlichen und didaktischen Kom​petenzen der Lehrkräfte im Einzugsgebiet auf den neuesten Stand bringen, auf der anderen Seite aber vermehrt auch in Kooperation mit anderen Fortbildungsträgern treten, um diese von bestimmten Aufgaben zu entlasten. Durch Virtualisierung der Angebote gibt es reduzierten Bedarf für Leistungen eines Beherbergungs- und Gästeservice.

1.3. Motivation zur LBF durch Neukonzeption der Inhalte 

Lehrerfortbildung kann auch dadurch für einen höheren Motivationsgrad sorgen, dass man die Erwartungen und Bedürfnisse der Lehrerschaft als des intendierten Zielpublikums konkreter in das Blickfeld nimmt. Ein Teil der konzeptionellen Planung des allgemeinen Bedarfs soll dazu ins Ministerium, ein anderer Teil in die Kollegien verlegt werden. In diesem Zusammenhang sind auch neue Instrumente zur Konzipierung des zentralen Angebots und zur Feststellung der Bedürfnisse von Kollegien bzw. Lehrkräften sowie neue Evaluationsverfahren erforderlich.  

1.3.1
Erhebung der Fortbildungsbedürfnisse
Im Hinblick auf die Akzeptanz der Angebote, aber auch auf einen möglichst ökonomischen Einsatz der Mittel aus dem öffentlichen Haushalt, empfiehlt es sich, bestimmten Abschnitten in der Planung von Lehrerfortbildung eine Erhebung der Fortbildungsbedürfnisse vorausgehen zu lassen. Diese Erhebung sollte allerdings zumindest zum Teil thematisch vorstrukturiert wer​den, um die einzelnen Wünsche um bestimmte zentrale Schwerpunkte herum gruppieren zu können. Die Auswertung dieser Erhebung wird nicht nur der zentralen Planung zugrunde gelegt, sondern auch den einzelnen Schulen mitgeteilt, um diesen auch für die schulinterne LFB-Planung eine Rückmeldung über die landesweiten Trends zu geben.

Bei der Konzeption einer mehr nachfrageorientierten LFB könnte man sich auch am Basler Modell orientieren, das über Bedarfsmeldungen der Schulen funk​tioniert. Die Schulen fordern hierbei Experten für die Abhaltung von schulhausinternen Lehrgängen an. Dieses Modell stellt eine Erweiterung des in Ansätzen bereits bestehenden Multiplikatorensystems dar. In der derzeitigen Basler Ausprägung setzt es allerdings eine beträchtliche Aufstockung der Fortbildungsmittel voraus.

1.3.2 Evaluation von Lehrerfortbildung
Die Qualität von Lehrerfortbildung hängt entscheidend davon ab, inwieweit sie in Unterricht und Erziehung umgesetzt wird. Veranstaltungen der LFB sollten daher systemati​scher auf ihrer Effizienz hin überprüft werden.

Zu der bisherigen Form der Evaluation, bei Dillinger Veranstaltungen in der Form der Ausgabe eines Fragebogens an die Kursteilnehmer am Ende des Lehrgangs, muss daher eine Form von externer Evaluation der Qualität und Wirksamkeit von Lehrerfortbildung kommen. Diese Evaluation könnte auch durch externe Experten durchgeführt werden. Sie könnte zunächst an exemplarischen Lehrgangstypen erprobt werden.

Zu der Evaluation der zentralen LFB muss eine Überprüfung der Qualität der Moderatoren kommen, die sich an einem einheitlichen Anforderungsstandard ausrichtet. Ein solches landesweit gültiges Anforderungsprofil für Moderatoren bzw. Trainer ist zu erstellen. Auch für schulinterne Lehrerfortbildung sind geeignete Evaluationsverfahren zu entwickeln.

III. 2 Maßnahmenkatalog zur Lehrerfortbildung 

2.1.
Sofortmaßnahmen

Zur Umsetzung des Konzepts werden folgende Sofortmaßnahmen empfohlen:

· Erstellung, Erprobung und Verankerung eines für den Schulbereich geeigneten  Personalentwicklungskonzepts unter Einbeziehung der Lehrerfortbildung 

· Erstellung eines Gesamtkonzepts “Lehrerfortbildung”, das auf einer transparenten Be​schreibung aller Institutionen der Lehrerfortbildung mit ihrem jeweiligen Aufgaben​bereich beruht

· Online-Vernetzung der Lehrerfortbildung mit dem Schulnetz und der Virtuellen Hoch​schule Bayern

· Ausbau der Förderung von Schulen, die auf dem Gebiet der schulinternen LFB innovativ sind (Projektmittel)

· Einrichtung bzw. Ausbau von Weiterbildungslehrgängen als Voraussetzung für die Bestellung von Schulleitern und Seminarlehrern

· Einrichtung eines Rückmeldesystems für LFB-Bedarf bzw. -Bedürfnisse

2.2  Mittelfristige Maßnahmen

· Als notwendige mittelfristige Maßnahmen müssen folgen: 

· Strukturelle Reformen, welche Lehrerfortbildung arbeitsteilig der zentralen und dezentralen Schiene zuweisen (Formulierung der jeweiligen Aufgabenbereiche, Neuzuschnitt der Kurs​einheiten etc.)

· Weitere Ausweitung der schulinternen Lehrerfortbildung und der dezentralen Lehrerfortbildung 

· Budgetierung der schulinternen Lehrerfortbildung 

· Schaffung des Aufgabenbereichs eines Koordinators der schulinternen Lehrerfortbildung an den Schulen

· Aufbau von Zentren für didaktische und pädagogische Lehrerberatung und für Schul​entwicklungsberatung bei der Schulaufsicht

· Maßnahmen zur Qualifizierung bzw. Zertifizierung in der Lehrerfortbildung

· Einsatz der "Unruheständler" in der Lehrerfortbildung

· Optimierung der Zeitkapazitäten durch flexiblere Systeme aus Kurz- und Wochenlehrgängen

· Entwicklung eines Konzepts für die Fortbildung der Fortbildner 

· Signifikante Aufstockung der LFB-Mittel bis zu 1% des Gesamtpersonalaufwands

IV. Mehr Verantwortung für die einzelne Schule
Schule von heute hat die Aufgabe, sich im Interesse der Schülerinnen und Schüler den unterschiedlichen Herausforderungen einer modernen Gesellschaft zu stellen. Sie darf dabei nicht nur auf Probleme reagieren, sondern muss als ‚lernende Organisation’ aktiv ihr Profil gestalten und vorausplanend ein ‚pädagogisches Schulprogramm’ entwickeln. Dies setzt auf Seiten aller Beteiligten sowohl professionelles Handeln als auch Anstrengungsbereitschaft und Motivation zum Gestalten voraus.

Vor allem das Gestalten erweiterter Freiräume und die Übernahme von Verantwortung haben sich als geeignete Möglichkeiten erwiesen, Betroffene zu Beteiligten zu machen, die Eigeninitiative entwickeln und sich nicht nur für den eigenen Bereich („Ich - meine Klasse - mein Fach“) sondern für die Schule als Ganzes („Wir - unsere Schule - unser Unterricht und unsere Erziehung“) einsetzen. Die Bedeutung notwendiger Rechtsräume, wie sie durch die Schulordnungen, das Gesetz für Erziehung und Unterricht sowie verbindliche Lehrpläne vorgegeben sind, darf freilich zur Sicherung vergleichbarer Qualitätsstandards nicht aus den Augen verloren werden.

IV.1 Unterstützung der einzelnen Schule bei der Gestaltung ihres spezi​fischen Profils
1.1. Die Schulen erhalten Anregungen zur Entwicklung eines eigenen Leitbildes/Schul​programms und werden dabei unterstützt, das eigene Schul​profil der Öffentlichkeit vorzustellen (z. B. durch Präsentationen auf regionaler Ebene und durch eine gezielte Öffentlichkeitsarbeit).

1.2. Schulinterne Fortbildung bedarf wegen ihrer ständig wachsenden Bedeutung einer ausreichenden finanziellen Grundlage. Die Zuteilung eines Budgets in Abhängigkeit von der jeweiligen Schul​größe (500.- DM als Sockelbetrag plus 5.- DM pro Schü​ler und Jahr) auf Kurzantrag und mit Nachweis über die Ver​wendung der Mittel müsste gesichert sein. In Aus​nahmefällen sollte die Möglichkeit einer Nachforderung von finanziellen Mitteln bestehen.

1.3. Modernes Personalmanagement vor dem Hintergrund von z. T. recht unterschied-lichen Schulprofilen erfordert die stärkere Mitsprache der einzelnen Schule bei der  Auswahl neuer Lehrkräfte. Hierfür sind für die einzelnen Schularten geeignete Verfahren zu entwickeln („profilorientierte Einstellung“). Ein Beispiel dafür ist das folgende: Das Staats​ministerium legt  wie bisher fest, wer für eine Einstellung in Frage kommt und die Schule wählt im  Rahmen von Einstellungsgesprächen den/die passende(n) Bewerber/in aus. Um eine ausreichende Versorgung aller bayerischen Schu​len sicherzustellen, soll ergänzend dazu eine Zuteilung durch das Staatsministerium/die Regierung wie bisher erfolgen.

1.4. Ausreichende pädagogische Freiräume in den Lehrplänen und eine flexible Gestaltung der Stundentafel sollen eine pädagogisch begründete fachliche Schwerpunktsetzung je nach Klassen- und Schulsituation ermöglichen. Der differenzierten Diagnose und Förderung von Lern​prozessen  kommt eine besondere Bedeutung bei.

1.5. Pädagogische und organisatorische Zusatzaufgaben im Rahmen der Schulentwicklung erfordern einen erheblichen zusätzlichen Zeit- und Arbeitsaufwand. Dafür sind Sonder​anrechnungsstunden zu schaffen, die die jeweilige Schule in begründeten Fällen anfordern kann. Dies gilt für alle Schul​arten.

1.6. Schreiben der vorgesetzten Dienstbehörden sollten weniger Verordnungscharakter   und mehr Anregungscharakter besitzen und den Schulen ausreichende Ge​stal​tungs​spielräume lassen.

1.7. Durch die generelle Einführung eines ausreichend bemessenen Jahresstundenbudgets für Klassenbildung und Lehrereinsatz sind pädagogisch begründete Entscheidungen in einem vorgegebenen Rahmen möglich (z. B. Bildung jahrgangsübergreifender Lerngruppen, Epochenunterricht).

1.8. Die einzelnen Schulen erhalten bei ihrer Arbeit am Schul​profil vermehrt Unterstützung durch die Schulaufsicht (beratende Begleitung, externe Evaluation).

IV.2 Mehr Verantwortung für die Schulleitung
2.1 Die Schaffung entsprechender allgemeiner beamtenrechtlicher  Voraussetzungen stellt die  Grund​lage für eine effizientere Personalführung dar. Als Beispiele seien ge​nannt: Entlassung einer Lehrkraft bei zweimaliger Beurteilung mit weniger als 4 Punk​ten; Möglichkeit eines sozialverträglichen Rücktritts von einer Funktion; Unterstreichen der Bedeutung der Probezeit für die Verbeamtung.

2.2 Das Nebeneinander von Mitarbeitergesprächen, periodischer Beurteilung, Leis​tungsstufen, Lei​stungsprämien und Leistungszulagen ist vor allem im Hinblick auf eine effiziente Personalentwicklung noch nicht genügend durch​dacht und muss genauer aufeinander abgestimmt werden.

2.3 Der Schulleiter sollte gerade im Hinblick auf die Gestaltung eines individuellen Schulprofils und die effiziente Führung eines Kollegiums grundsätzlich in allen Schul​arten auch Dienstvorge​setzter sein. Schulleiter sind in den Bereichen Personal- und Organisationsentwicklung entsprechend zu qua​lifizieren. 

2.4 Man sollte das moderne Haushaltsrecht nutzen um längerfristige, über die Grenzen eines Haushaltsjahres hinausreichende Planungen zu ermöglichen. Anzustreben ist eine Selbstverwaltung der sächlichen Haushaltsmittel durch die einzelne Schule.

IV.3 Mehr Verantwortung und Unterstützung für die Lehrkräfte
3.1 Aufgrund der gegenwärtigen Finanzlage des Staates muss Schulentwicklung über​wiegend vom vorhandenen Personal geleistet werden. Auch bei Lehrkräften aber erneuert sich das Berufsethos nicht von selbst. Es gilt deshalb, mög​lichst viele der erfahrenen Kolleginnen und Kollegen zu motivieren, sich auf Neuerungen einzulassen, z. B. durch Verbesserung ihrer Arbeitsbedingungen, durch ver​mehrte Beteiligungsmöglichkeiten und durch öffentliche Wert​schätzung ihrer Tätigkeit (vgl.​ Pa​pier: Öffentlich​keitsarbeit „Berufsbild Lehrer“). Über finanzielle Mittel sollten zusätzliche Lehrkräfte - auch für Zeitverträge - gewonnen werden. 

3.2 Die Lehrerkollegien sollten verstärkt über Intention und Möglichkeiten der inneren Schul​entwicklung informiert und dazu angeregt werden, fachliche und pädagogische Ziele im Sinne einer gemeinsam verantworteten Profilbildung zu vereinbaren. Entsprechende Unterstützungsangebote sind zu schaffen. 

3.3 Lehrern sollte vermehrt Verantwortung übertragen werden; z.B. durch weniger Detailregelungen in amt​lichen Vorgaben und eine stärkere Einbindung in Ent​scheidungsprozesse der Schulleitung. 

3.4 Die Rahmenbedingungen müssen Eigeninitiative und Weiterentwicklung der beruflichen Professionalität des Einzelnen ermöglichen und stärker als bisher auf Kooperation im Kollegium abzielen. 

3.5  Die Lehrer sollten durch Fachkräfte bei Problemen in der täglichen Unterrichts- und Erziehungsarbeit unterstützt werden (z. B. Beratung vor Ort durch Schul​laufsicht, Beratungs​lehrer, Schul​psychologen und/od​er kollegiale Fallbespre​chungen, Schul​tandems, Supervisions​angebote). In Anbetracht der immer größeren Bedeutung psychologischer Beratung ist ein landesweit flächendeckendes Netz von Hilfs​angeboten (z. B. Schul​psychologen, Sozialpädagogen) aufzubauen.

3.6 Die Arbeitszeit von Lehrkräften orientiert sich derzeit fast ausschließlich an den erteilten Unterrichtsstunden und den diese begleitenden Tätigkeiten. Spezifische Belastungen und die Wahrnehmung zusätzlicher Aufgaben können vor Ort nur in kleinstem Rahmen partiell ausgeglichen werden. Im Rahmen des Gesamt​kon​zepts zur inneren Schulentwicklung em​pfiehlt es sich zu überprüfen, inwieweit das Dienst​recht hier eine stärkere Flexibilisierung zulässt. 

3.7 Auch im Bereich der Grund-, Haupt-, Förder- und Realschulen müssen dem Lehrer Aufstiegschancen (Regelbeförderungsamt) eröffnet werden. 

3.8 Entsprechende Rahmenbedingungen sollten berufliche Mobilität, insbesondere nach lang​jähriger Berufstätigkeit fördern: Der zeitlich begrenzte Aus​tausch von Lehr​kräften einer Schulart würde der professionellen Entwicklung der Beteiligten und darüber hinaus dem Erfahrungstransfer zwischen einzelnen Schulen dienen. Zu überlegen wäre, ob ein solcher Austausch für künftige Schullei​ter/Stellvertreter nicht sogar verbindlich vor​geschrieben werden sollte.

3.9 Das „Sabbatjahr“ sollte zur Orientierung in anderen Berufsbereichen - ähnlich wie ein Betriebspraktikum - genutzt werden können.

Mehr Verantwortung für die einzelne Schule bedeutet selbstverständlich auch mehr Verantwortung für die Schülerinnen und Schüler und ihre Eltern (vgl. dazu die Ergebnisse der jeweils einschlägigen Arbeitsgruppen im Projekt „Schulentwicklung“).

V. : Öffentlichkeitsarbeit „Berufsbild Lehrer"
V.1 Situation

Auch sehr gute Leistungen der Schule und der Lehrkräfte werden heute u.a. aufgrund komplexer Vermittlungsprobleme in einer stark vom Einfluss der Medien geprägten Welt übersehen und falsch bewertet. Dazu wirken in der Gesellschaft liegende allgemeine Widersprüche, wie z.B. der zwischen Anspruch und Leistung, negativ auf die Schule. Das damit verbundene falsche Bild vom Lehrer kann nicht einfach mit noch besseren Leistungen korrigiert werden. Eine Verbesserung ist aber sowohl zur Gewinnung des geeigneten Nachwuchses als auch zur Motivation der Lehrkräfte dringend nötig. Daher schlägt die Arbeitsgruppe „Motivation und Kompetenz der Lehrkräfte" zusätzlich zu den Verbesserungsmöglichkeiten in den Bereichen „Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung", „Personalführung" und „Eigenverantwortung der Schule" eine Aktion zur Hebung des Ansehens der Lehrkräfte vor.

V. 2 Ziele

2.1 Wecken von Interesse am Lehrerberuf bei den dafür geeigneten jungen Leuten.

2.2 Motivation der Lehrkräfte durch öffentliche Anerkennung ihrer Leistung (Nicht nur für Schüler sind Lob und Anerkennung wichtig zur Aufrechterhaltung und Steigerung der Leistungsmotivation)

2.3 Abbau von in der Öffentlichkeit verbreiteten Vorurteilen („gut bezahlter Halbtagsjob”)

2.4 Entfachen einer breiten bildungspolitischen Diskussion zur Bedeutung des Ansehens der Lehrkräfte

Die Tatsachen, dass der Lehrerberuf hohe Qualifikationen verschiedener Art und große Anstrengungsbereitschaft erfordert und von erheblicher gesellschaftlicher Relevanz ist   - geht es doch letztlich um nichts Geringeres als um Bildung und Erziehung der nachwachsenden Generation - tragen bisher kaum zu einem entsprechend hohen Berufsprestige bei. In einer neueren Untersuchung der Universität München etwa, rangiert das Ansehen der Lehrer deutlich hinter dem anderer akademischer Berufe wie Ärzte, Apotheker, Juristen usw. 

Der Beruf des Lehrers ist für 71 % der Befragten in dieser Studie keine erstrebenswerte Perspektive - und dies, obwohl Lehrkräften in der Öffentlichkeit das Image anhaftet, sie hätten viel Urlaub, wären hoch bezahlt und hätten ohnehin nur einen Halbtagsjob auszuführen. Solche Meinungsäußerungen haben nicht zu unterschätzende, demotivierende Auswirkungen gerade auf engagierte Lehrkräfte. Dem sollte mit der vorgeschlagenen Öffentlichkeitsarbeit entgegengewirkt werden.

Es gilt, ein realitätsgerechtes Bild von Lehrerarbeit breitenwirksam zu vertreten und damit gleichzeitig eine bildungspolitische Diskussion zu initiieren, die über Gemeinplätze (beim Thema Schule glauben viele vieles sagen zu können, weil sie selbst einmal in der Schule waren) hinausgeht.

3. Inhalt

3.1 Darstellung der berufsspezifischen Komplexität der Anforderungen 

3.2 Vermittlung eines realistischen Bildes von Lehrerarbeit (in den Medien sonst nur Negativbeispiele von „schwarzen Schafen")

3.3 Betonung der Leistungen für die Gesellschaft

3.1 Darstellung berufsspezifischer Belastungen.

Von wissenschaftlicher Seite hat die zentrale Tätigkeit des Lehrers - die Organisation von Unterricht im Klassenzimmer - in den letzten Jahren einiges an Anerkennung gefunden. So wird etwa festgestellt, dass die Anforderungen qualitativ hoch und sehr komplex seien. Ein Lehrer muss an verschiedenen Zielebenen ( fachlich, sozial, individuell) gleichzeitig orientiert sein, muss in ständig wechselnden Gruppensituationen Entscheidungen treffen und Probleme lösen, muss stets mit Ablenkungen und Unterbrechungen rechnen und erhält über die Wirkungen seines pädagogischen Handelns nur begrenzte Rückmeldung. Er ist zudem konfrontiert mit zunehmenden Anforderungen aus der Gesellschaft, kompensatorisch und präventiv wirksam zu sein.

Von der Komplexität der Anforderungen her gesehen ist die Tätigkeit eines Lehrers anspruchsvoller als die verschiedener anderer - vergleichbar bezahlter - Akademiker. stressbedingte Erkrankungen und das Burnout-Syndrom bei wohl mehr als 20 % der deutschen Lehrkräfte und zwar auch und gerade bei solchen, die ihren Beruf als "Berufung" sehen, sprechen eine deutliche Sprache. 

Verschiedene Untersuchungen haben zudem gezeigt, dass Lehrern nicht nur qualitativ sondern auch quantitativ einiges abverlangt wird . So ist wohl von einer durchschnittlichen Wochenarbeitszeit von 45 bis 53 Stunden auszugehen, die zudem von vielen Lehrkräften selbst als nicht ausreichend für eine qualitativ hochwertige Unterrichtsvorbereitung eingeschätzt wird. 

4. Maßnahmen
4.1Intensive Öffentlichkeitsarbeit des Kultusministeriums zu Leistungen der Schulen und damit der bayerischen Lehrkräfte.

1.1. Öffentlichkeitsarbeit der Frau Staatsministerin z.B. bei Schulbesuchen und Diskussionsforen für eine höhere Bewertung der Bildungsaufgabe der Schulen und damit des Ansehens der Lehrkräfte.

4.2 Durch Fachleute entwickeltes Gesamtkonzept mit Vorschlägen für landesweite, regionale und lokale Verbesserungsmöglichkeiten und Aktionen.
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